
Ökologischjagen, wiesoll
dasgehen? Nur wenn die

JägerInnensich auf
Naturnähezurückbesinnen,
habensie eineZukunft,
meintin Deutschland der
ÖJV. In Luxemburgfängt
die Diskussion erst an.

(RK) − Elisabeth Emmert ist
seit 15 Jahren aktive Jägerin,
dazuDiplom−BiologinundVorsit-
zende des Ökologischen Jagd-
verbandes Deutschland (ÖJV).
Amvergangenen Freitag sprach
sie in Larochette vor einemPu-
blikum aus JägerInnen und Na-
turfreundInnen über ökologi-
sches Jagen und die Zukunft der
Jagd.
Anhandder Zahl der Abschüs-

sebelegtesie, dass die Wilddich-
tengegenüberfrüher starkange-
stiegen sind, unter anderemauf-
grund der so genannten Hege
durch die Jäger. Gleichzeitig hat
sich i m Forstbau die Idee ei-
nes naturnahen Wirtschaftens
durchgesetzt. Doch Naturverjün-
gung und Durchmischung der
Baumarten scheitern an den

Forstschäden, vor al-
lem dem Verbiss der
Leittriebe empfindli-
cher Arten. Untersu-
chungenzeigten, so die
Referentin, dass bei zu
hoher Wilddichte we-
der Schutzzäune noch
Ablenkungsfütterungen
den Verbiss verhindern
könnten.

"Veränderungen in der Jagd-
praxis sind bisher nur auf Druck
von außen zustande gekom-
men", mahnte Elisabeth Em-
mert. Das habe auch zur Grün-
dung des ÖJVgeführt. Die Rolle
der Jäger müsse eigentlich sein,
den Wildbestand zu regeln statt
ihn zufördern. Stattdessen wer-
de viel gefüttert und wenig ge-
schossen, umeinenleichtjagba-
ren Bestand mit vielen Ge-
weihtrophäen aufrecht zu erhal-
ten. Der ÖJV setzt sich demge-
genüberfür einFütterverbot ein.
Wichtigsei auchdie Bewegungs-
jagd, bei der ein ganzes Waldge-
biet durchkämmt wird, statt der
für Trophäenjäger typischen"50
Ansitzeauf deneinen Bock".

"70 Prozent dessen, was sie
gefordert haben, ist in Luxem-
burg bereits erfüllt", konterte
Jos Bourg von der Jägerfödera-
tion. Er warnte vor einer Spal-
tungderluxemburgischenJäger-
schaftineinemMoment der Ver-
einigung der bestehenden Jagd-
verbände und der Erneuerung
voninnen. Jean−Jacques Erasmy,
Direktor der Forstverwaltung,
beurteilte die Situation weniger
opti mistisch: Die Wildschäden
seien beachtlich und verhinder-
ten die Entstehung naturnaher
Mischwälder. Mehrere Anwesen-
debedauertendasschlechte An-
sehenderJagdinder Öffentlich-
keit. Elisabeth Emmert zeigte
sich überzeugt, dass man den
Leuten auch schwierige Ideen
wie die Notwendigkeit von als
tierquälerischverschrieenenBe-
wegungsjagdenverständlich ma-
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Umweltverbrechen multinationaler Konzerne
Tausende Todesopfer forderte die Giftgaskatastrophe i n
Bhopal vor 18 Jahren. I m Dezember 1984 war aus ei nem
Chemiewerk ei n tödliches Methylgasgemisch entwichen.
Der Hauptverantwortliche Warren Anderson tauchte vor
rund zehn Jahren i n den USA unter. Ei n Gericht i n der
zentrali ndischen Stadt hat nun den Antrag der i ndischen
Regierung abgelehnt, die Anklage gegen den ehemali gen
Chef der Betrei bergesellschaft Union Carbide auf "fahrläs-
si ge Verletzung" zu reduzieren. Er muss sich nach wie vor
wegen "schuldhaften Herbeiführens von Todesfällen" ver-
antworten. Anderson droht ei ne Gefängnisstrafe von bis zu
20 Jahren. Unterdessenlegte Greenpeace bei der Nachhal-
ti gkeitskonferenzi n Johannesburg den Report"Umweltver-
brechen multi nati onaler Konzerne" vor. Die Umweltschutz-
organisati on fordert unter anderem die Erweiterung der
Unternehmenshaftung, I nformati onspflicht für Unterneh-
men gegenüber der Öffentlichkeit und die Umsetzung des
Vorsorgepri nzi ps. Greenpeace stellt dabei nicht nur den
Konzernen ei n schlechtes Zeugnis aus: So bezeichnet sie
zumBeispiel die von der EU−Kommissioni mJanuar vorge-
stellte Entwurf für ei ne Umwelthaftungsrichtli nie als "rei-
nen Etikettenschwindel".

Flüchtlinge bei mErzbistum
Nach wie vor besteht Ungewissheit über das weitere
Schicksal der von der Abschiebung bedrohten Fl üchtli nge
aus Montenegro. Nun hat i hnen das ErzbistumLuxemburg
Unterstützung zugesagt. Das geht nach Mitteil ung der Asti
aus ei nemTreffen ei ner Delegati on abgelehnter Asyl bewer-
ber aus der jugoslawischen Teilrepublik mit Generalvikar
Matthias Schilz hervor. Dabei wurden unter anderem die
Probleme der jugendlichen Fl üchtli nge erörtert, die bereits
i n Luxemburg zur Schule gi ngen und die i m Falle ei ner
Ausweisung ohne abgeschlossene Schul bil dung das Land
verlassen müssten. Die Fl üchtli nge machten auch auf die
katastrophale wirtschaftliche Situati on i n Montenegro auf-
merksam. Bei ei ner Rückkehr würden sie vor dem Nichts
stehen. Generalvikar Schilz ermuti gte die Betroffenen, alle
i hnen zur Verfügung stehenden glaubhaften Argumentefür
ei n Blei ben i n Luxemburg vorzubri ngen. Zugleich begrüßte
er die Zusage der Regierung, kei nen Fl üchtli ng abzuschie-
ben, ohne jeden ei nzel nen Fall überprüft zu haben. Am
Ende des Treffens überreichte die Delegati on ei n Papier,
das von 133 Personen unterschrieben worden war und
i ndemumdie Unterstützung der katholischen Kirche gebe-
ten wurde, "afi n de pouvoir réaliser le droit à la li berté en
respectant toutesles valeurs culturelles, civi ques et histo-
ri ques du Grand−Duché de Luxembourg".

USAmachen Druckauf Nato−Kandidaten
Der Streit zwischen den USAund Europa umden I nterna-
ti onalen Strafgerichtshof spitzt sich weiter zu und gefähr-
det sogar die Erweiterung der Nato. Die Europäische Uni on
wirft Washi ngton vor, es setze die Nato−Beitrittskandidaten
Mittel− und Osteuropa unter Druck. Und Human Rights
Watch kritisierte: "Die USA nehmen i hren Widerstand
gegen das Weltgericht wichti ger als die Erweiterung der
Nato." Ei n Sprecher des US−Außenministeri ums demen-
tierte dies. Die USAlehnen das Völkertri bunal i m Gegen-
satz zu den Europäern ab und versuchen, mit möglichst
vielen Staaten Verträge zu schließen, die ei ne Überstell ung
amerikanischer Soldaten an das Gericht verbieten. Die
Mehrheit der EU−Länder lehnt hi ngegen solche Abkommen
ab. Der US−Kongress erließ erst kürzlich ei n Gesetz, das
Länder, die demGericht zusti mmen, mit Entzug der Militär-
hilfe droht. Das bri ngt vor allemdie Osteuropäer i n die Bre-
douille: Ei nerseits wollen siei n die Nato, andererseits wur-
den sie von den Europäern ermahnt, als Beitrittskandidaten
für die Europäische Union ei ne gemei nsame EU−Positi on
zu wahren. Ei ne ei nheitli che Sprachregel ung soll dazu bei m
EU−Außenministertreffen amkommenden Wochenende i m
dänischen Helsi ngör gefunden werden.

CANNABIS

Revival im
Apothekenschrank

Cannabisals Medikament
kommtin Nordamerika,
aber auchini mmer mehr
europäischen Ländern

verstärkt zur Anwendung.
Die Grünen möchten auch

in Luxemburg der
"jahrzehntelang

verteufelten" Substanzzu
neuen Ehrenverhelfen.

sion "Stupéfiants" stellte denn
auch am Mittwoch klar, dass es
sich beim grünen Vorschlag
nicht um "Hokuspokus", son-
dern umeine ernsthafte Angele-
genheit handele: "Uns sind auch
aus Luxemburg Fälle bekannt,
wo Aids−Kranke nach Cannabis−
Medikamentenfragten." In Fach-
kreisen weiß man, dass etwa in
den USA oder Kanada seit eini-
gen Jahren schon Cannabis ge-
gen Appetitlosigkeit, Übelkeit
und Anorexie eingesetzt wird −
ein typisches Phänomen bei
Aids−PatientInnen, aber auchbei
Krebskranken. Die Abgeordnete
verwies zudemauf einelange Li-
ste weiterer Anwendungsberei-
che: unter anderemals Schmerz-
mittel bei Krankheiten oder Ver-
letzungen des Rückenmarks, zur
Reduzierung von Krämpfen bei
Parkinson, bei multipler Sklero-
se oder bei epileptischen Krisen
sowie bei der Behandlung von
Glaukomen.

Kein Hokuspokus
In ihrem Gesetzesvorschlag

haben die Grünen zur Behand-
lung mit Cannabis−Medikamen-
ten nurjene Krankheitsfälle aus-
gewählt, die auchin Belgienund
Kanada schon gesetzlichfestge-
haltensind. Es gehe"Déi Gréng"
aber ummehr als umeine reine
Legalisierung, so Wagener. "In
Einzelfällenist das Verschreiben
von Cannabis nicht verboten,
aber mit einer umständlichen
Prozedur verbunden. Wir wollen
einerseits dieSituationder Kran-
ken wie der ÄrztInnen und Apo-
thekerInnen auf eine legale
Grundlage setzen, andererseits
aber auch einen klaren Rahmen
für einesystematischere Anwen-
dung schaffen," sagte die Abge-
ordnete. Die Grünen schlagen
ein Programmvor, in dembei je-
dem Anwendungsfall ein ärztli-

cher Bericht verfasst wird und
auch die Quantitäten der ver-
schriebenen Medikamente fest-
gehalten werden. Diese Berichte
sollen dann von der Gesund-
heitsdirektion ausgewertet und
die Erkenntnisse in einem Ge-
samtbericht zusammengefasst
werden.
Die Haltung der Ärzteschaft

ist eher zögerlich. Einige Medizi-
ner sehen jedoch Chancen bei
der Anwendung von Cannabis
als Schmerzmittel. So kann sich
Nico Haas, Präsident der Société
Scientifique de la Médecine
Générale, durchaus vorstellen,
dass es als Medikament zumBei-
spiel während der Chemothera-
pie eingesetzt werden könnte.
"Ich bin zwar gegen eine allge-
meine Legalisierung von Canna-
bis", erklärte der Mediziner ge-
genüber der woxx, "aber zur
Schmerzlinderung undals Mittel
gegen Übelkeit und Spasmenist
es durchaus geeignet."
Wenn auch Luxemburg sich

neben Kanada, verschiedenen
US-Bundesstaaten, Belgien und
den Niederlanden für den Ein-
satz von Cannabis−Medikamen-
ten stark machen würde, so
helfe das nicht nur den Kranken,
teilte "Déi Gréng" mit, das Land
würde zudem zu einem ver-
besserten Wissensstand über
die Auswirkungen der Substanz
beitragen. Und damit zur Ent-
tabuisierung von Cannabis. Ob
Gesundheitsminister Carlo
Wagner (DP) auf den Weg seiner
europäischen Amtskollegen ge-
hen wird, bleibt abzuwarten.
Denn um das Thema Cannabis
ist es in Luxemburg − i m Unter-
schied zu den Nachbarländern−
in der letzten Zeit auf Regie-
rungsebenestill geworden.

(sk) − Als "herboristerie de
carnaval" und "vision na-
turaliste" bezeichnete die Tages-
zeitung "Le Quotidien" den Ge-
setzesvorschlag der Grünen
schon i m Vorfeld ihrer Presse-
konferenz. Dass die Skepsis ge-
genüber dem Medikament
Cannabis tief sitzt, das führte
der Pressesprecher von "Déi
Gréng", Carlo de Toffoli, auf eine
jahrzehntelange Tabuisierung
des umstrittenen Stoffes zurück.
Cannabis habe als Heil mittel ei-
ne jahrhunderte−, wenn nicht
jahrtausendealte Tradition, und
bisins 20. Jahrhundert hineinsei
esetwaals Schlaf− oderSchmerz-
mittel auchin Europa ein gängi-
ger Stoff gewesen. Dass das heu-
te nicht mehr der Fall ist, erklärt
de Toffoli mit dem Einfluss der
Pharmaindustrie und ihren syn-
thetischen Arznei mitteln, aber
auch mit dem internationalen
Kampf gegen den Konsum von
Kulturdrogen, der in den Sechzi-
ger− und Siebzigerjahrenzur Kri-
minalisierung von Cannabis
führte. Dass die damals entstan-
denen internationalen Konven-
tionen aber den medizinischen
Einsatz von Cannabis gar nicht
verboten, sondern lediglich re-
gelten, ging i m Eifer des Ge-
fechts unter: Cannabis hatte
auch als Medikament keine
Chance mehr.
Renée Wagener, Abgeordnete

der Grünenund Mitgliedder par-
lamentarischen Spezialkommis-

aktuell2
chen könne. "Dazu muss man
sich allerdings der Diskussion
mit Natur− und Tierschützern
stellen."
Bei der Frage, wie man den

Fuchs bejagen solle, schieden
sich die Geister. Füchse tauch-
teni mmerstärkerindenDörfern
auf und könnten Krankheiten
wie den Fuchsbandwurm ver-
breiten, so die Sorge mehrer An-
wesender. "Der Lebensraumist
für den Fuchs günstig, dagegen
kommen wir mit der Jagd nicht
an", meinte die Referentin.
Außerdemglaubesie nicht, dass
es Handlungsbedarf gebe. Der
ÖJV sieht die Fuchsjagd nur in
den Wintermonaten gerechtfer-
tigt − dann nämlich gibt es eine
Verwertungsmöglichkeit: das
Fuchsfell. ZumThemaSchweine-
pest meinte Elisabeth Emmert:
"Ich halte Impfaktionen für ver-
fehlt. Wären die Bestände nied-
rig, so bräuchte man keine Imp-
fung, um die Krankheit einzu-
dämmen." Das Impfen diene nur
als Alibi, weil die Jägerschaft
eine Bestandsreduktion nicht
wolle.
Der Konferenzabend zeigte

deutlich, dass es unter den Ak-
teuren und sogar zwischen den
JägerInnen starke Meinungsver-
schiedenheiten gibt. Die Veran-
stalterInnen wollen in nächster
Zeit eine Vereinigung zur Förde-
rung der ökologischen Jagd
gründen. Ziel sei nicht, die
Jägerschaft zu spalten, so Louis
Steichen gegenüber der woxx,
sondern die Diskussion anzu-
regen.


